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FDP, GLP, CVP Fraktionen 

Der Stadtrat wird gebeten zu prüfen, wie das Ausgaben- und Stellenwachstum im Bereich der 
Sonderpädagogik beendet werden kann. Dabei soll auch das aktuelle System der Zuteilung von 
sonderpädagogischen Massnahmen hinterfragt werden. 

Begründung: 

Je nach Quelle und Zählart muss davon ausgegangen werden, dass aktuell zwischen einem 
Drittel und der Hälfte der Kinder und Jugendlichen in der Stadt Zürich im Verlauf Ihrer 
Volksschulkarriere von einer sonderpädagogischen Massnahme betroffen sind. Insbesondere 
in den letzten 10 bis 15 Jahren ist die Anzahl der therapeutischen Abklärungen, 
sonderpädagogischen Massnahmen und auch der damit verbundenen städtischen Ausgaben 
merklich in die Höhe geschnellt. 
Angesichts der Tatsache, dass lediglich zwischen 5 und 10 Prozent der Kinder und 
Jugendlichen im Verlauf ihrer Volksschulkarriere von einer ernsthaften Entwicklungsstörung 
betroffen sind, wird offensichtlich, dass hier eine Fehlentwicklung im Gange ist, die es 
aufzuhalten gilt. Dass diese 5 bis 10 Prozent der Schülerinnen und Schüler eine adäquate 
Behandlung bekommen sollen und müssen, ist unbestritten und nicht Gegenstand dieses 
Vorstosses. Es kann aber andererseits nicht sein, dass ein so hoher Prozentsatz der 
Schülerinnen und Schüler den Normanforderungen der Institution Volksschule nicht 
entsprechen und spezieller Unterstützung durch Nicht-Lehrpersonen bedürfen - und somit 
letztlich pathologisiert werden. 
Ebenfalls muss in diesem Zusammenhang berücksichtigt werden, dass einer der wichtigsten 
Erfolgsfaktoren für die Schülerinnen und Schüler ist, dass diese eine möglichst überschaubare 
und stabile Anzahl an Bezugspersonen in der Schule haben. Das heutige System der 
ausgesprochenen Spezialisierung und Fokussierung auf die verschiedenen Defizite der 
Schülerinnen und Schüler hat jedoch genau die gegenteilige Konsequenz, nämlich die 
Vervielfachung der Bezugspersonen und damit erhöhte Instabilität und Unruhe im 
Klassenzimmer. 

Antrag auf gemeinsame Behandlung mit dem Voranschlag 2018 
5010 Schulamt, 3010 0000 Löhne des Verwaltungs- und Betriebspersonals 


